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Das neue wie das alte Datenschutzrecht
kennt und verwendet den Begriff bzw. die
Funktion als Verantwortlicher gemäß Art. 4
Nr. 7 DS-GVO oder als Auftrags(daten)-
verarbeiter, gemäß Art. 4 Nr. 8 DS-GVO.
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Gleich geblieben ist damit auch die Unter-
scheidung zwischen der Verantwortung des
Verantwortlichen gemäß Art. 24 DS-GVO
und des Auftragsdatenverarbeiters gemäß
Art. 28 DS-GVO. Neu ist lediglich die Ein-
führung der Vorschrift für gemeinsam für
die Verarbeitung Verantwortliche gemäß
Art. 26 DS-GVO. Letztere soll Unklarhei-
ten bei der Verteilung der Zuständigkeiten
beheben.
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Das zumindest in Deutschland
bekannte Konstrukt der „Funktionsausglie-
derung“ ist entfallen.

Das Spannungsfeld in dem sich das daten-
schutzrechtliche Verhältnis von ungebunde-
nen Vermittlern und Versicherern bewegen
kann, ist damit überschaubar geblieben.
Grundsätzlich kommt im Verhältnis zwischen
den Parteien eine eigene Verantwortung, eine
Auftragsverarbeitung oder eine gemeinsame
Verantwortung zum Tragen.

Aufgabe des Assekuradeurs ist es, Versi-
cherungsschutz bereitzustellen und zwar
letztendlich für Personen, die selbst Versi-
cherungsnehmer sind oder in deren Auftrag
handeln. Dabei kommt der Assekuradeur
gleichzeitig in Kontakt mit zahlreichen an-
deren Personen, die daran mitwirken. Dazu
gehören etwa die Arbeitnehmer des Versi-
cherungsnehmers, seines Maklers, sowie
des Versicherers, Sachverständige, Rechts-
anwälte und andere. Selbstverständlich
werden deren Daten soweit erforderlich
verwendet und im Zweifel auch im Sinne
von Art. 4 lit. 2 DS-GVO verarbeitet. 

Auftragsverarbeitung und daten-
schutzrechtliche Verantwortung

Das wesentliche Element zur Unterschei-
dung zwischen der Auftragsverarbeitung

und einer eigenen/gemeinsamen daten-
schutzrechtlichen Verantwortung ist gemäß
Arbeitspapier 169 der Art. 29 Daten-
schutzgruppe
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die Entscheidungshoheit
über den Zweck und die Mittel der Verar-
beitung personenbezogener Daten. 

Bei einer Auftragsverarbeitung hat der
Auftraggeber des Verarbeiters die alleinige
Entscheidungsbefugnis im Hinblick auf den
Zweck und die Mittel der Datenverarbei-
tung. Der Auftragsverarbeiter ist lediglich
der verlängerte Arm des Auftraggebers. Der
Auftraggeber ist zudem fachlich, im Hin-
blick auf den Ablauf der Verfahren der Da-
tenverarbeitung und bei den technisch-or-
ganisatorischen Maßnahmen weisungsbe-
fugt. Er kann diese auch tatsächlich
sicherstellen.
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Indizien für eine weisungsgebundene
Stellung sind dabei das zur Verfügung stel-
len der Daten durch den Auftraggeber, das
Auftreten des Auftragsverarbeiters im Na-
men des Auftraggebers und das fehlende ei-
gene Interesse des Auftragsverarbeiters an
der Datenverarbeitung über die Erfüllung
des Auftrags hinaus.
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Im Gegensatz dazu bestimmt bei der ei-
genen/gemeinsamen Verantwortung der
Datenverarbeiter den Zweck, die Mittel,
den Umfang und die Ziele selbst.
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Um eine fehlerfreie Einordnung der daten-
schutzrechtlichen Verhältnisse zwischen un-
gebundenen Vermittler und Versicherern vor-
nehmen zu können, muss also auf das jeweili-
ge Verhältnis zwischen den Beteiligten Bezug
genommen werden. Bei den ungebundenen
Vermittlern im Sinne des § 34 d Abs. 1 
GewO handelt es sich um Versicherungsmak-
ler oder Mehrfachvertreter, zu denen auch
Assekuradeure gehören. 

Da ein Versicherungsmakler als treuhän-
derischer Sachwalter des Kunden im Lager

des Versicherungsnehmers steht
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und ande-
ren beratenden Berufen wie beispielsweise
Rechtsanwälten und Steuerberatern gleich-
gestellt ist,
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scheidet eine Auftragsverarbei-
tung schon mangels Weisungshoheit des
Versicherers aus. Für Steuerberater und
Rechtsanwälte ist dies zwischenzeitlich un-
ter Verweis auf die gesetzlich festgeschriebe-
ne Weisungsfreiheit unstrittig.
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Insoweit ist
auch dem kürzlich erschienenen Aufsatz
von Güngör
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bezüglich des Ergebnisses,
dass Makler keine Auftragsverarbeiter sind,
vorbehaltlos zu zustimmen.

Welche Rolle spielt der Assekuradeur?

Für den Assekuradeur ist mangels Legal-
definition erst einmal herauszuarbeiten,
welche Tätigkeiten er ausübt und wie diese
das Verhältnis zum Versicherer prägen und
ausgestalten. Die gewerberechtliche Quali-
fizierung als Mehrfachvertreter bringt ei-
nem zunächst nur die Erkenntnis, dass ein
Assekuradeur von mehreren Versicherern
damit betraut ist, Versicherungsverträge zu
vermitteln oder abzuschließen, § 34 d Abs.
1 S. 1 GewO. 

Assekuradeure sind mit weitreichenden
Vollmachten – im Außenverhältnis unbe-
grenzt – ausgestattete Mehrfachvertreter,
die als Vertreter nach §§ 164 ff. BGB für
die durch sie vertretenen Versicherer Versi-
cherungsverträge schwerpunktmäßig im
Bereich der Transportversicherung ab-
schließen. Der Begriff selbst stammt aus 
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dem 19. Jahrhundert, als noch Einzelkauf-
leute Versicherungsrisiken übernehmen
durften.
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Oder wie es das Kammergericht
Berlin
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feststellt:

„Assekuradeure sind Versicherungsagen-

ten mit speziellen Vollmachten, die sie be-

rechtigen, die Versicherungsverträge für die

Versicherer abzuschließen, zu verwalten,

Schäden zu regulieren und insgesamt so

aufzutreten, als seien sie selbst Versicherer,

also auch in gewillkürter Prozessstandschaft

Regreßansprüche geltend zu machen.“

Ein Assekuradeur ist immer Abschluss-
agent im Sinne des § 71 VVG. Die aus-
geübte Tätigkeit ist jedoch – zumindest im
Bereich der Transportversicherung – deut-
lich weitergehender. Dem Assekuradeur
obliegt die Risikobeurteilung, die Vereinba-
rung von Prämien und Bedingungen, die
Regulierung von Schäden, die Durch-
führung von Regressen und die Wahrneh-
mung sonstiger Verwaltungsaufgaben im
Zusammenhang mit der Vermittlung von
Versicherungsverträgen. 

Die Wiege der Assekuradeure findet sich
an den Seeplätzen, wo sich auch heute noch
die bedeutendsten Vertreter dieser ansons-
ten eher unbekannten Spezies finden. Für
ihre Tätigkeit wurden den Assekuradeuren
nach außen hin unbeschränkbare und bei
der Handelskammer in Hamburg bzw. dem
Verein Hanseatischer Transportversicherer
e.V. (VHT e.V.) hinterlegte Vollmachten er-
teilt, die lediglich im Innenverhältnis durch
einen Agenturvertrag beschränkt werden
können. Solche Agenturverträge werden
heutzutage vielfach auf Basis eines Muster-
vertrages des VHT e.V. geschlossen, was zu
begrüßen ist. Auf dieser Grundlage handelt
ein Assekuradeur in eigener Verantwor-
tung, jedoch für Rechnung der Vollmacht
gebenden Versicherungsgesellschaft.
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Kurzgefasst, lässt sich festhalten, dass die
Tätigkeit dieser Assekuradeure der eines
Versicherers entspricht, ohne selbst Risiko-
träger zu sein. Sie liefern den Versiche-
rungsgesellschaften „schrankfertiges“ Ge-
schäft zur Verbuchung.

Alleinige Entscheidungshoheit für den
Assekuradeur

Vor diesem Hintergrund gilt es nunmehr
das datenschutzrechtliche Verhältnis zum
Versicherer zwischen Assekuradeur und
Versicherer zu betrachten. Der Asseku-
radeur entscheidet selbst – nämlich in eige-

nem Namen -, wie und ob er Versiche-
rungsverträge zeichnet und zu welchen
Konditionen. Außerdem entscheidet er dar-
über, welche Versicherer er mit welchen
Anteilen an dem jeweiligen Risiko beteiligt.
Er hat zum Zeitpunkt des Abschlusses des
Versicherungsvertrages die alleinige Ent-
scheidungshoheit über den Zweck und die
Mittel der Verarbeitung der in diesem Zu-
sammenhang erhobenen Daten. Damit ist
es ausgeschlossen, dass der Assekuradeur
Auftragsverarbeiter nach Art. 28 DS-GVO
ist. 

Die Geschäftstätigkeit des Assekuradeurs
richtet sich, im Gegensatz zu beispielsweise
einem EDV-Rechenzentrum oder auch ei-
nem Unternehmen, das Akten vernichtet,
nicht auf den Umgang mit personenbezoge-
nen Daten, sondern auf die Bereitstellung
von Versicherungsschutz aus. Folglich ver-
arbeitet er die bei ihm verwendeten Daten
nicht für einen Verantwortlichen, etwa ei-
nen Versicherer, sondern für sich selbst im
Rahmen seiner Haupttätigkeit. Die ihm sei-
tens des Versicherers erteilte Vollmacht be-
vollmächtigt ihn ja gerade, die Versiche-
rungskapazität des Versicherers unter des-
sen Vollmacht zu nutzen. Im Gegensatz zu
gebundenen Vermittlern gemäß § 34 d
Abs. 4 GewO gelangen die Daten der Ver-
sicherungsnehmer in aller Regel vom Asse-
kuradeur zum Versicherer und nicht umge-
kehrt. Selbstverständlich macht dies den
Versicherer auch nicht zum Auftragsverar-
beiter des Assekuradeurs.

Der Assekuradeur ist Verantwortlicher
im Sinne von Art. 4 lit. 7 DS-GVO. Er un-
terliegt dabei allen datenschutzrechtlichen
Vorschriften, ebenso wie der Versicherer,
der gleichfalls Verantwortlicher im Sinne
der DS-GVO ist. In diesem Zusammen-
hang verbleibt damit lediglich die Frage, ob
es sich um eine alleinige oder gemeinsame
Verantwortung der Beteiligten handelt. Ak-
tuell ist zu beobachten, dass einige Versiche-
rer dazu neigen in der Zusammenarbeit mit
ungebundenen Vermittlern mindestens ei-
ne gemeinsame Verantwortung im Sinne
des Art. 26 DS-GVO anzunehmen.
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Eine solche setzt jedoch voraus, dass jeder
der Beteiligten einen bestimmenden Ein-
fluss auf die Datenverarbeitung nimmt, oh-
ne dass dieser gleichrangig sein muss.
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Die
gemeinsam Verantwortlichen können dabei
auch nur in bestimmten Verarbeitungspha-
sen beteiligt sein. Die jeweiligen Verant-
wortlichkeiten müssen jedoch vor der Ver-
arbeitung verbindlich festgelegt werden.

Ein Beispiel ist etwa die Errichtung und
Nutzung einer IT-Infrastruktur, auf die
mehrere Beteiligte zugreifen, die unter-
schiedliche Interessen verfolgen. Etwa eine
Buchungsplattform, an die Reisebüros, 
-veranstalter, Hotelketten und Fluggesell-
schaften angebunden sind.

So vergleichbar wie diese Sachverhalte
auf den ersten Blick auch erscheinen mö-
gen, so besteht doch mindestens ein ent-
scheidender, wesentlicher Unterschied.
Der Austausch von Daten auf einer Bu-
chungsplattform und die Weitergabe von
Daten zwischen Assekuradeur und Versi-
cherer besteht darin, dass der Asseku-
radeur die Daten nicht gemeinsam mit
dem jeweiligen Versicherer verwendet.
Vielmehr nutzt der Assekuradeur die Da-
ten alleine, während er den Versicherer
vertritt. Dass diese Daten letztendlich
auch zum Versicherer gelangen und die-
ser sie gleichfalls, etwa zum Zwecke der
Verbuchung verarbeitet, begründet keine
gemeinsame Verantwortlichkeit. Es gibt
in diesem Verhältnis keine arbeitsteilige
Organisationsstruktur. 

Der Austausch der Daten zwischen dem
Assekuradeur und dem Versicherer ist le-
diglich eine Datenübermittlung, da kein ge-
meinsamer Zweck bzw. Mittel vorliegt. Die
Übermittlung der Daten im Rahmen einer
(Quartals-)Abrechnung bzw. Anmeldung
eines Risikos mittels Formular mit vorher
festgelegtem Inhalt (die im Regelfall erst
nach Annahme erfolgt) ist eine Datenüber-
mittlung zwischen getrennten Verantwortli-
chen. Der Versicherer ist wie auch der Asse-
kuradeur, ab dem Moment der Datenüber-
mittlung alleinig für die erlangten Daten in
vollem Umfang verantwortlich, sobald sie
dort verarbeitet werden. Gleiches gilt im
Übrigen für das Verhältnis zwischen Versi-
cherungsmakler und Assekuradeur bzw.
Versicherer.

Fazit 

Zusammenfassend muss man zwingend
zu dem Ergebnis kommen, dass der Asseku-
radeur wie auch der Versicherer nur allein
Verantwortlicher im Sinne von Art. 4 lit. 7
DS-GVO sein können. Diese Sichtweise
findet sich auch in dem gerade ergangenen
und veröffentlichten Urteil des EuGH vom
29.07.2019 wieder.
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Darin betont der
EuGH die eigene Verantwortung bei der
Weitergabe von Daten zwischen einem On-
lineshop-Betreiber und einem sozialen
Netzwerk.
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Wenn also schon im Rahmen einer sol-
chen Weitergabe eine gemeinsame Verant-
wortlichkeit abzulehnen ist, ist diese im
Hinblick auf den Schutzzweck des europäi-
schen Datenschutzes erst recht nicht im
Verhältnis von Versicherer und Asseku-
radeur und den damit verbundenen Ge-
schäften anzuwenden. Versicherungsver-
träge zur Absicherung des Warenwirt-
schaftsverkehrs und der Absicherung von
Existenzgrundlagen erfordern ein hohes
Maß an Datenschutz auf jeder Ebene und
von jedem daran Beteiligten. Im Rahmen
dieser Verantwortung gilt es noch sehr viel
höhere Maßstäbe anzusetzen als an die
Weitergabe von Daten an ein soziales Netz-
werk in Verbindung mit dem einmaligen
Erwerb von Konsumgütern. Damit muss
der umfänglichste Maßstab – nämlich die
alleinige Verantwortung eines jeden Betei-
ligten – sowohl auf Seiten des Versicherers
als auch auf Seiten des Assekuradeurs grei-
fen.
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1. Die Vorerstreckungstheorie nach 
altem VVG

Nach §62 Abs.1 S.1 VVG a.F. hatte der
Versicherungsnehmer „bei dem Eintritt des
Versicherungsfalls“ für die Abwendung und
Minderung des Schadens zu sorgen. Nach
§63 VVG a.F. stand dem Versicherungsneh-
mer für die hierfür erbrachten Aufwendun-
gen ein Erstattungsanspruch gegen den
Versicherer zu.

Umstritten war, ob eine derartige Ret-
tungsobliegenheit sich bereits auf einen
Zeitpunkt vor Eintritt des Versicherungs-
falls erstrecken konnte (Vorerstreckungs-
theorie). Im „Deckenabsturzfall“ lehnte der
BGH eine derartige Vorerstreckung für die
Haftpflichtversicherung ab.
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Begründet
wurde dies insbesondere mit einem Kon-
kurrenzverhältnis zu §152 VVG a.F. Die
dort für die Haftpflichtversicherung getrof-
fene Begrenzung des subjektiven Risikoaus-
schlusses auf vorsätzliches Verhalten des
Versicherungsnehmers sollte nicht durch ei-
ne bereits vor Eintritt des Versicherungsfalls
bestehende Schadenverhütungspflicht ent-
wertet werden, deren bereits fahrlässige
Verletzung eine Leistungsfreiheit des Versi-
cherers zur Folge hätte.
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In einer späteren Entscheidung bejahte
der BGH allerdings eine Vorerstreckung
der Rettungsobliegenheit für die Kaskover-
sicherung.
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Dies ergebe sich aus dem Wort-
laut des §62 Abs.1 S.1 VVG a.F., der eine
Rettungshandlung des Versicherungsneh-
mers bei dem Eintritt des Versicherungsfalls
verlangte und nicht erst nach dem Eintritt
des Versicherungsfalls.
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Trotz der Reichwei-
te dieser Entscheidung wurde diese inhalt-
lich nicht ausführlicher begründet.
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Der
BGH bestätigte seine Auffassung zur vorer-
streckten Rettungsobliegenheit später für
die gesamte Sachversicherung
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, wohinge-

gen auf eine Bestätigung seiner Ablehnung
der Vorerstreckung für die Haftpflichtversi-
cherung ausdrücklich verzichtet wurde.
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Vor der VVG-Reform ging der BGH folg-
lich von einer vorerstreckten Rettungsoblie-
genheit des Versicherungsnehmers jeden-
falls für die Sachversicherung aus. Dem
Versicherungsnehmer oblag es bereits vor
einem unmittelbar drohenden Versiche-
rungsfall für dessen Abwendung und Min-
derung des Schadens sorgen. Aufwendun-
gen des Versicherungsnehmers sollten ihm
zwar im Rahmen des §63 VVG a.F. erstat-
ten werden. Bei vorsätzlichem oder grob
fahrlässigem Verstoß gegen diese vorer-
streckte Rettungsobliegenheit drohte dem
Versicherungsnehmer allerdings auch eine
Leistungsfreiheit des Versicherers nach §62
Abs.2 VVG a.F.
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2. Die Umsetzung der Vor-
erstreckungstheorie in §90 VVG

Der Gesetzgeber hat im Rahmen der
VVG-Reform die Rechtsprechung zur Vor-
erstreckungstheorie aufgegriffen und in §90
VVG einfließen lassen.
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Dem Versiche-
rungsnehmer steht nunmehr ein Ersatzan-
spruch gegen den Versicherer für Aufwen-
dungen zu, die dieser zur Abwendung oder
Minderung eines unmittelbar bevorstehen-
den Versicherungsfalls tätigt. Im Unter-
schied zur Vorerstreckungstheorie soll sich
die Vorerstreckung allerdings nur auf den
Aufwendungsersatz nach §83 VVG bezie-
hen und nicht auch auf die Rettungsoblie-
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Der erweiterte Aufwendungsersatz nach §90 VVG

Die Voraussetzungen eines erweiterten („vorerstreckten“) Aufwendungsersatzes wurden bereits

vor der VVG-Reform umfangreich diskutiert. Mit der sogenannten Vorerstreckungstheorie be-

gründete der BGH eine Rettungsobliegenheit und einen damit korrespondierenden Aufwen-

dungsersatz für den Versicherungsnehmer für Rettungsmaßnahmen vor Eintritt des Versiche-

rungsfalls. Diese Rechtsprechung wurde vom Reformgesetzgeber in §90 VVG aufgegriffen. Um-

stritten bleibt allerdings die Frage, ob für einen erweiterten Aufwendungsersatz nach §90 VVG

objektiv ein Versicherungsfall unmittelbar bevorstehen muss oder ob die subjektive Vorstellung

des Versicherungsnehmers zum drohenden Versicherungsfall genügt. Diese Frage soll nachfol-

gend näher erörtert werden.
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